
Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 91 . Sitzung . Berlin, Mittwoch, den 3 . April 201910862

(A) (C)

(B) (D)

Wenn sich Schülerinnen und Schüler gesellschaftlich 
für Klima- und Umweltschutz engagieren, ist das zu be-
grüßen. Davon, dass sich Menschen für gemeinschaftli-
che Belange einbringen, lebt unsere Demokratie. 

Gerade die junge Generation hat an die Politik zu 
Recht hohe Erwartungen. Es geht um ihre Zukunft. Kli-
maschutz braucht staatliche Aktivität und gesellschaftli-
ches Engagement. 

Dabei ist die Schulpflicht zu beachten. Aber das re-
geln Schulen und Schulverwaltungen eigenverantwort-
lich vor Ort.

Die Klimaschutzziele sind nur dann zu erreichen, 
wenn der Rückhalt dafür in der Gesellschaft gegeben ist. 
Insofern sind die Schülerproteste ein wichtiges Signal 
aus der Mitte der Gesellschaft in Richtung Politik.

Die Bundesregierung hat immer deutlich gemacht, 
dass Deutschland seinen Beitrag zum Klimaschutz leis-
ten wird. Sie bekennt sich ausdrücklich zu den national, 
europäisch und im Rahmen des Pariser Klimaschutz-
abkommens vereinbarten Klimazielen  2020, 2030 und 
2050. 

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ hat umfangreiche Empfehlungen zur 
schrittweisen Reduzierung und Beendigung der Kohle-
verstromung bis spätestens 2038 unterbreitet. Die Bun-
desregierung prüft derzeit die vorgeschlagenen Maßnah-
men sorgfältig. 

Der neue Kabinettausschuss „Klimaschutz“ wird nun 
die rechtlich verbindliche Umsetzung des Klimaschutz-
plans sowie der für Deutschland verbindlichen Klima-
schutzziele für das Jahr 2030 vorbereiten. Damit intensi-
viert die Bundesregierung die Arbeit an der gesetzlichen 
Umsetzung des Klimaschutzplans auf höchster politi-
scher Ebene  – auch mit dem Ziel der Beschleunigung. 
Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, wird die Bundes-
regierung in diesem Jahr die notwendigen gesetzlichen 
Regelungen vorlegen.

Frage 3

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Christine Lambrecht auf die 
Frage des Abgeordneten Konstantin Kuhle (FDP): 

Welcher Anteil an den von der Unternehmensberatungs-
branche im Jahr  2017 durch Verträge mit der öffentlichen 
Hand umgesetzten 2,9 Milliarden Euro (vergleiche www.bdu.
de/media/353019/beratungsanteile_oeffentlichersektor_in-
deutschland_31012019.pdf, Abruf 15.  März 2019) entfällt 
nach Kenntnis der Bundesregierung auf Behörden und andere 
Rechtsträger des Bundes, und welcher Anteil hieran wiederum 
entfällt auf das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat?

Dem Bundesministerium der Finanzen liegen keine 
näheren Erkenntnisse dazu vor, wie der Bundesverband 
Deutscher Unternehmensberater e. V. (BDU) den „Ge-
samtumsatz der Unternehmensberatungsbranche“ mit 
der „öffentlichen Hand“ von 2,9 Milliarden Euro ermit-
telt hat und wie valide dieser Wert ist.

Aufgrund der Kürze der Antwortfrist und der Ver-
gleichbarkeit der Fragen verweise ich auf die Antwort 
der Bundesregierung vom 1. Februar dieses Jahres (Bun-
destagsdrucksache  19/7489) auf die Kleine Anfrage, 
Bundestagsdrucksache  19/7066, vom 16.  Januar 2019 
„Externe Beratung in den Bundesministerien seit 2006“. 
Dort sind die Volumina auch für das Jahr 2017 ressort-
weise aufgelistet. 

Auf die Frage: „Wie viele Verträge mit welchem Auf-
tragsvolumen haben die Bundesministerien der Bundes-
regierung […] mit externen Dritten für Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen geschlossen, inklusive nachge-
ordnete Behörden und Gesellschaften in Verantwortung 
der Bundesministerien […]?“ ist für das Jahr  2017 ein 
Gesamtwert des Auftragsvolumens von 247 605 T Euro 
genannt, davon entfallen auf den Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
(Epl. 06) 66 309 T Euro.

Folglich betrug der Anteil des Geschäftsbereiches des 
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat am 
Auftragsvolumen des Bundes für Beratungs- und Unter-
stützungsleistungen im Jahr 2017 rund 26,8 Prozent. Der 
Anteil des Bundes am vom BDU genannten Wert betrüge 
dabei rund 8,5 Prozent.

Der Ordnung halber noch ein Zusatz im Hinblick auf 
die Aufträge des Bundesnachrichtendienstes: Die An-
gaben wurden in der erwähnten Antwort auf die Kleine 
Anfrage mit dem VS-Grad „VS – Nur für den Dienstge-
brauch“ eingestuft übermittelt.

Frage 10

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Welche internen Änderungen im Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge gab es im letzten halben Jahr bei der Bewer-
tung der Frage, ob syrischen Asylsuchenden, bei denen das 
Vorliegen einer Flüchtlingseigenschaft verneint wurde, subsi-
diärer Schutz oder nationaler Abschiebungsschutz zugespro-
chen werden soll (bitte beispielsweise etwaige Änderungen 
von Weisungen, Herkunftsländerleitsätzen, Textbausteinen, 
Länderanalysen oder landesteilspezifischen Vorgaben darle-
gen und mit Datum angeben), und wie viele syrische Asylsu-
chende erhielten in den letzten drei Monaten (bitte nach Mo-
naten auflisten und in relativen und absoluten Zahlen angeben) 
eine Asylberechtigung, einen GFK-Status, einen subsidiären 
Schutzstatus bzw. nationalen Abschiebungsschutz?

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge prüft 
bei jedem Asylantrag unabhängig vom Herkunftsland 
im Einzelfall sorgfältig, inwieweit die Voraussetzungen 
für einen Schutzstatus vorliegen. Hinsichtlich des Her-
kunftslandes Syrien hat das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge zuletzt (im Rahmen ständiger Überprü-
fung) Mitte März 2019 die internen Leitsätze aktualisiert. 
Eine Billigung der Hausleitung des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat liegt noch nicht vor.


